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Kein Bevölkerungsschutz  
ohne die Bevölkerung

Dr. Benjamin A. Hahn, Bohdana Chepka

Selbstschutz als Fundament gesellschaftlicher Resilienz

Im Bevölkerungsschutz entsteht Resilienz nicht allein durch staatliche Strukturen, son­
dern erst im Zusammenspiel mit einer vorbereiteten und handlungsfähigen Bevölkerung. 
Dem Selbstschutz kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu: Er befähigt die Bürger, Vorsorge 
zu treffen und Krisen eigenständig zu bewältigen. Seine Förderung wird allerdings durch 
ein doppeltes Vertrauensdilemma erschwert: Staatliche Akteure unterschätzen häufig die 
Selbststeuerungsfähigkeit der Bevölkerung, während Bürger staatliche Hilfe erwarten, ihr 
aber nur begrenzt vertrauen. In der Folge bleiben gesellschaftliche Ressourcen ungenutzt, 
und professionelle Strukturen drohen im Krisenfall überlastet zu werden. 

Insbesondere in den Bereichen Kommunikation und Bildung lassen sich konkrete Handlungs­
ansätze identifizieren, um den Selbstschutz zu stärken.

Kommunikation vertrauensbildend und dialogisch ausrichten: Krisen- und Risikokommu
nikation sollten die Bevölkerung nicht nur informieren, sondern als handlungsfähigen  
Partner ansprechen. Dazu gehört in Krisen, soziale Medien systematisch für Reichweite, 
Lagebild und Rückkopplung zu nutzen und kommunale Kommunikationsstrukturen zu  
stärken. Risiken sollten alltagsnah kommuniziert werden und stets mit konkreten Schutz-
informationen verbunden sein.

Bildung als Grundlage von Selbstschutz stärken: Selbstschutz muss über alle Lebenspha-
sen hinweg vermittelt werden. Schulen sollten Warnkompetenz, Erste Hilfe und Verhalten 
in Gefahrenlagen altersgerecht einüben. In der Erwachsenenbildung sollten Kommunen, 
Hilfsorganisationen, Volkshochschulen und Betriebe niedrigschwellige Angebote zur Not-
fallvorsorge schaffen. Ergänzend braucht es Resilienztrainings für Führungskräfte aus Staat, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft.
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1. Einleitung

R esilienz ist ein Leitbegriff unserer Zeit. Gemeint 
ist damit die Fähigkeit von Staaten, Gesell-

schaften und Individuen, Krisen zu widerstehen, 
sich daran anzupassen und handlungsfähig zu 
bleiben. In einer Weltlage, die durch die Gleich-
zeitigkeit und Überlagerung unterschiedlicher 
Krisen geprägt ist  – von Fluchtbewegungen über 
die Corona-Pandemie und den russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine bis hin zu Extremwetter
ereignissen –, hat dieses Konzept erhebliche sicher
heitspolitische Bedeutung.

Für Deutschland stellt sich dabei die zentrale 
Frage: Wie kann eine freiheitliche Gesellschaft 
so widerstandsfähig werden, dass sie auch unter 
außergewöhnlichen Belastungen funktionsfähig 
bleibt? Die Antwort darauf kann nicht allein im 
Wiederaufbau staatlicher Strukturen liegen, die 
nach dem Ende des Kalten Krieges vernachlässigt 
wurden. Nicht nur stoßen die Strukturen des Zivil-
schutzes und der Katastrophenhilfe in großflächi-
gen und langanhaltenden Krisen zwangsläufig an 
ihre Kapazitätsgrenzen. Vielmehr ist es auch ein 
demokratietheoretisches Gebot, staatliche Maß-
nahmen immer möglichst subsidiär zu gestalten. 
Behördliche Maßnahmen sollen die individuellen 
Maßnahmen der Bevölkerung daher nicht erset-
zen, sondern ergänzen.1

Damit rückt der Selbstschutz wieder stärker in den 
Mittelpunkt des Bevölkerungsschutzes: Bürger sol-
len in die Lage versetzt werden, Risiken realistisch 
einzuschätzen, Vorsorge zu treffen und in Krisen-
situationen sich selbst sowie ihr unmittelbares 
Umfeld zu schützen.2 Resilienz entsteht also erst 
im Zusammenwirken von staatlichen Maßnahmen 
und einer vorbereiteten Bevölkerung.

Gerade hier zeigt sich jedoch eine zentrale Schwach-
stelle: Nicht einmal jeder Zweite betreibt laut 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro
phenhilfe (BBK) bisher gezielte Vorbereitungen auf 
Katastrophen oder den Verteidigungsfall.3 Diese 
Vorsorgelücke verweist nicht nur auf Informations
defizite. Sie ist auch Ausdruck eines wechselsei
tigen Vertrauensdilemmas zwischen Staat und  
Bevölkerung.

Dieses Policy Paper skizziert das angesprochene 
Dilemma (2) und untersucht, wie Selbstschutz ins-
besondere im Rahmen der Zivilen Verteidigung 
gestärkt werden kann (3). Im Mittelpunkt steht die 
Frage, wie Vertrauen zwischen Staat und Bevöl-
kerung wiedergewonnen, Eigenvorsorge aktiviert 
und gesellschaftliche Handlungspotenziale besser 
in den Bevölkerungsschutz integriert werden kön-
nen. Zentrale Hebel hierfür sind Kommunikation 
(3.1) und Bildung (3.2).

Förderung  
des Selbstschutzes
Die Förderung des Selbstschutzes ist im föderalen 
System Deutschlands eine Gemeinschaftsaufgabe: 

Das BBK informiert die Bevölkerung über Fragen des 
Zivilschutzes und setzt Impulse für Eigenvorsorge  
(§ 4 Abs. 4 ZSKG).

Aufbau, Förderung und Leitung des Selbstschutzes 
obliegen den Gemeinden (§ 5 Abs. 1 ZSKG).

Bei der Erfüllung dieser Aufgaben können die Kom-
munen wiederum auf die Hilfsorganisationen zurück
greifen (§ 5 Abs. 2 ZSKG).

Resilienz entsteht erst im  
Zusammenwirken von  
staatlichen Maßnahmen  
und einer vorbereiteten  
Bevölkerung.
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2. Das doppelte  
Vertrauensdilemma im 
Bevölkerungsschutz

G esellschaftliche Resilienz ist immer auch eine 
Frage des stabilen, wechselseitigen Vertrau-

ensverhältnisses zwischen Staat und Bevölkerung.4 
Während in Ländern wie Finnland oder Schweden 
im Bevölkerungsschutz über Jahrzehnte eine sol-
che produktive Kultur der Resilienz entstanden ist, 
zeigt sich in Deutschland ein strukturelles Vertrau-
ensdefizit in beide Richtungen.

2.1 Staatliche Perspektive:  
fehlendes Vertrauen in gesell­
schaftliche Selbststeuerung
In Teilen staatlicher Institutionen und Hilfsorgani-
sationen hält sich die Vorstellung, die Bevölkerung 
müsse in Krisen vor allem angeleitet und gesteuert 
werden. In dieser Haltung drückt sich ein implizi-
tes Misstrauen gegenüber der gesellschaftlichen 
Selbststeuerungsfähigkeit in Krisensituationen aus. 
Dahinterstehen aber durchaus nachvollziehbare 
Sorgen vor Fehlverhalten der Bevölkerung, un
koordinierter Eigeninitiative und Überforderung 
professioneller Einsatzstrukturen.5

Für sich genommen greift diese Perspektive jedoch 
zu kurz: Sie begünstigt ein gerade in Deutschland 
überwiegend hierarchisches Krisenmanagement 
(„top-down“):6 Staatliche Akteure definieren Maß-
nahmen, kommunizieren Verhaltensvorgaben und 
sanktionieren Abweichungen. Die Bevölkerung wird 
primär als Adressat staatlicher Interventionen ver-
standen, und weniger als eigenständiger und aktiv 
zu integrierender Akteur.7

Die Katastrophenforschung zeichnet ein differen-
zierteres Bild: Menschen reagieren in Krisen nicht 
irrational oder passiv, sondern zum großen Teil ko-
operativ, solidarisch und situationsangepasst – wie 
nach der Ahrtalflut 2021. Informelle Netzwerke und 
spontane Hilfeleistungen stellen sogar regelmäßig 
tragende Säulen der Krisenbewältigung dar.8 Wer 
den subsidiären Gedanken des Selbstschutzes ernst 
nimmt, darf die Bevölkerung daher nicht nur als 
reines Schutzobjekt betrachten. Er muss sie syste-
matisch als Akteur in den Bevölkerungsschutz ein-
binden und so vorhandene Potenziale nutzen.

2.2 Gesellschaftliche Perspektive:  
begrenztes Vertrauen in  
staatliche Leistungsfähigkeit
Auf Seiten der Bevölkerung zeigt sich ein spiegel-
bildliches Vertrauensproblem. Einerseits wird dem 
Staat die zentrale Verantwortung für die Krisen
bewältigung zugeschrieben. Andererseits ist das 
Vertrauen in seine Leistungsfähigkeit begrenzt: 
So zeigt eine repräsentative Studie des BBK, dass 
lediglich 39 % der Befragten darauf vertrauen, im 
Krisenfall tatsächlich effektive staatliche Hilfe zu 
erhalten.9

Paradoxerweise führt dieses begrenzte Vertrauen 
jedoch nicht automatisch zu mehr Eigenvorsorge. 
Ein zentraler Grund dafür ist die geringe Selbst
wirksamkeitserwartung. Viele Bürger zweifeln da
ran, durch eigenes Handeln in einer Krisensituation 
tatsächlich etwas bewirken zu können. Insbeson-
dere im Kontext militärischer Bedrohungen wird 
der Verteidigungsfall überwiegend als Aufgabe des 
Staates verstanden, während die eigenen Hand-
lungsmöglichkeiten unterschätzt werden.10 In der 
Folge sinkt die Bereitschaft zur eigenständigen 
Vorsorge.

2.3 Fehlallokationen  
im Zivilschutz:  
staatliche Überlastung –  
gesellschaftliche Unterlastung
Aus diesem doppelten Vertrauensdefizit resul-
tiert ein strukturelles Ungleichgewicht. Staatliche 
Akteure unterschätzen gesellschaftliche Hand-
lungspotenziale und setzen primär auf Kontrolle. 
Wohingegen Teile der Bevölkerung staatliche Ver-
antwortung überschätzen und den behördlichen 
Maßnahmen gleichzeitig zu wenig vertrauen, 
ohne selbst ausreichend Selbstschutzmaßnahmen 
zu ergreifen. 

Die Folgen sind Fehlallokationen im Bevölke-
rungsschutz: Professionelle Strukturen drohen 
im Krisenfall überlastet zu werden, während vor-
handene gesellschaftliche Ressourcen ungenutzt 
bleiben. Das doppelte Vertrauensdefizit ist damit 
nicht nur ein kulturelles Problem. Es kann zu ei-
nem operativen Risiko für den Bevölkerungsschutz 
insgesamt werden.
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3. Handlungsfelder:  
Aufbau von gesamtgesell­
schaftlicher Resilienz

D as skizzierte Dilemma lässt sich nur dann ab-
schwächen, wenn der Zivilschutz stärker als 

kooperatives System gedacht und gestaltet wird. 
Der Staat schafft verlässliche Rahmenbedingungen, 
stellt Warnstrukturen bereit, schützt kritische Infra
struktur und organisiert professionelle Hilfe. Die 
Bürger übernehmen zugleich zumutbare Eigen-
vorsorge, stärken ihre Selbstschutzfähigkeit und 
tragen zur Stabilität ihres unmittelbaren Umfelds 
bei. Ein solcher Ansatz entspricht dem Prinzip 
der Subsidiarität: Staatliche Verantwortung und 
gesellschaftliche Eigenverantwortung stehen nicht 
im Gegensatz zueinander, vielmehr bedingen sie 
einander. Zentrale Handlungsfelder liegen in die-
sem Kontext insbesondere in der Kommunikation  
zwischen Staat und Bevölkerung (3.1) und im 
Bereich der Bildung (3.2).

3.1 Kommunikation – Vertrauens­
sicherung vor und in der Krise
Kommunikation ist im Bevölkerungsschutz ein 
wesentliches Element. Sie entscheidet nicht nur 
darüber, ob Warnungen verstanden und Verhal-
tenshinweise befolgt werden. Sie prägt auch, ob 
staatliche Institutionen die Bevölkerung als hand-
lungsfähigen Partner ansprechen und ob Bürger 
staatliche Informationen als glaubwürdig wahr-
nehmen, eigene Handlungsmöglichkeiten erken-
nen und Verantwortung übernehmen. Gelingende 
Kommunikation ist daher der Schlüssel für Aufbau 
und Erhalt des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Staat und Bevölkerung.11

Dabei sind zwei Phasen zu unterscheiden: vor und 
in der Krise. Man spricht von Krisen- und Risiko
kommunikation.

Die staatlichen Institutionen verfolgen klassischer-
weise eine doppelte Strategie der Krisenkommuni-
kation. Zum einen haben sie den Anspruch, die Be-
völkerung schnell und umfassend über die Lage zu 
informieren. Zum anderen streben sie danach, die 
Informationshoheit in der Krise zu erlangen, um 
die Bevölkerung entsprechend lenken zu können. 
Behörden sollten jedoch nicht bloß „top-down“ 

die Bevölkerung informieren. Vielmehr sollten 
sie im Sinne eines dialogischen Ansatzes in einen 
wechselseitigen Austauschprozess mit ihr treten.12 
Ziel muss es sein, vorhandene Potenziale im Selbst-
schutz zu aktivieren. Hierbei kommt insbesondere 
den sozialen Medien eine tragende Rolle zu:

1.	 Systematische Nutzung sozialer Medien: 
Soziale Medien sind kein Zusatzkanal, sondern 
ein integraler Bestandteil moderner Krisenkom
munikation. Sie erfüllen drei zentrale Funktio-
nen: Sie erweitern die Reichweite klassischer 
Lageinformationen und erschließen zusätzliche 
Zielgruppen. Sie tragen zur Entwicklung eines 
klaren Lagebildes bei. So erfasst, analysiert 
und visualisiert beispielsweise das Operations 
Support Team (VOST) des THW relevante Echt-
zeitdaten aus den sozialen Medien und stellt 
sie für Einsatzkräfte bereit. Schließlich können 
soziale Medien im Rahmen einer stärker dia-
logisch ausgerichteten Kommunikationsweise 
auch für die Rückkopplung zwischen Behörden 
und Bürgern genutzt werden. 

2.	 Dauerhafte Verankerung in Krisenplänen:  
Voraussetzung hierfür ist, dass insbesondere 
auf kommunaler Ebene entsprechende perso
nelle und organisatorische Kapazitäten auf-
gebaut werden. Social-Media-Monitoring und 
-Reaktion sollten verbindlich in Krisenpläne 
integriert, personell hinterlegt und regelmäßig 
geübt werden. 

3.	 Standardisierung durch Toolkits: Kommunen 
fordern häufig standardisierte Informationen 
und Unterstützung, erhalten jedoch zu wenig 
Rückkopplung von übergeordneten Ebenen. 
Hier sollten BBK und andere zuständige Stel-
len einheitliche Kommunikationstoolkits ent-
wickeln, um Inhalte, Abläufe und Timing zu 
harmonisieren.

Kommunikation ist der 
Schlüssel für Aufbau und 
Erhalt des Vertrauens­
verhältnisses zwischen 
Staat und Bevölkerung.
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Während Krisenkommunikation in der akuten Lage 
Orientierung geben muss, setzt Risikokommuni-
kation früher an. Sie zielt erstens darauf ab, die 
Bevölkerung anlassunabhängig, für mögliche Risi
ken zu sensibilisieren und durch die Vermittlung 
von Wissen, Bewusstsein für bestehende Risiken 
zu schaffen.13 Gleichzeitig informiert sie präventiv 
über schützende Verhaltensweisen.14 Dadurch soll 
ein in der Krise tragfähiges Vertrauensverhältnis 
aufgebaut werden, auf dessen Grundlage die Bür-
ger zu einem eigenen Urteil über Risiken gelan-
gen und eigene Vorbereitungen treffen können.15 
Damit ist Risikokommunikation für den Staat das 
entscheidende Mittel, um Selbstschutz- und Selbst-
hilfekompetenz der Bürger und damit die gesell-
schaftliche Resilienz insgesamt zu fördern.16

Zwei Aspekte sind allerdings zu beachten: Einer-
seits besteht eine große Diskrepanz zwischen der 
allgemeinen Risikowahrnehmung und der Erwar-
tung, selbst von Krisen betroffen zu sein.17 Den 
Bürgern muss also nähergebracht werden, was  
ein Stromausfall, eine Hochwasserlage oder eine 
militärische Krisensituation konkret für ihren 
Alltag bedeuten kann. Andererseits kann eine 
zu starke Fokussierung auf Schadensszenarien 
Ängste, Überforderung oder Abwehrreaktionen 
(Reaktanz) auslösen.18

1.	 Ausgewogenheit von Risikodarstellung und 
Schutzinformation: Informationen über Schad
ereignisse und entsprechende Schutzmaßnah-
men sollten in der Risikokommunikation stets 
in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander 
dargestellt werden.19 Vor diesem Hintergrund 
hat beispielsweise das BBK den neuen Vor-
sorge-Ratgeber so gestaltet, dass weniger die 
Krisensituationen als solche im Fokus stehen. 
Stattdessen wird vor allem aufgezeigt, wie sich 
die Bevölkerung niedrigschwellig auf diese 
Situationen vorbereiten kann.20

2.	 All-Gefahren-Ansatz in der Risikokommunika
tion: Risikoanalysen bieten Experten in Verwal-
tung und Politik notwendige Informationen für 
spezifische Szenarien, um über den Umgang mit 
Risiken angemessen entscheiden zu können.21  
Für die Kommunikation mit der breiten Bevölke
rung sollte allerdings ein All-Gefahren-Ansatz im 
Vordergrund stehen. Dieser verzichtet bewusst 
auf eine detaillierte Differenzierung nach Scha-
denslagen und fokussiert sich stattdessen auf  

gemeinsame Wirkmechanismen von Krisen. 
Dadurch kann der Bevölkerung generelles Wis-
sen und Kompetenzen vermittelt werden, die 
unabhängig vom konkreten Ereignis Selbsthilfe 
ermöglichen.

3.	 Bedarfsanalysen und Zielgruppendifferenzie­
rung: Trotz dieses generalistischen Ansatzes ist  
die Risikokommunikation bislang oft uneinheit
lich und erreicht viele Bevölkerungsgruppen nur 
unzureichend.22 Notwendig sind zielgruppen
spezifische Bedarfsanalysen, um unterschied
liche Informationsbedürfnisse, Ressourcen und 
Potenziale systematisch zu berücksichtigen.23 
Auf dieser Grundlage sollten differenzierte Kom-
munikationsstrategien für verschiedene Bevölke
rungsgruppen  – etwa nach Alter, Lebenssitua
tion oder sozialem Hintergrund – entwickelt und 
umgesetzt werden.

4.	 Neue Wege in der Risikokommunikation: Die 
Risikokommunikation der Kommunen sollte 
stärker dort ansetzen, wo Menschen im Alltag 
erreichbar sind. Neben klassischen Informations-
kanälen braucht es eine stärkere Verankerung 
des Bevölkerungsschutzes im öffentlichen Raum, 
etwa durch Informationstafeln oder Informa-
tionsstände bei Veranstaltungen. Zudem sollten 
Multiplikatoren wie Vereine, Hilfsorganisationen, 
Volkshochschulen und Stadtteilnetzwerke gezielt 
eingebunden werden. Perspektivisch können  
dezentrale Resilienz-Zentren Schulungen, Bera
tung und Vernetzung vor Ort bündeln.

Risikoanalysen
Risikoanalysen sind ein Teil des Risikomanagements. 
Seit 2009 erstellt der Bund zusammen mit den Ländern 
jährlich eine solche Analyse für den Bevölkerungsschutz.

Anhand verschiedener hypothetischer, aber plausibler 
Szenarien (z. B. Sturmflut, Austreten radioaktiver Stoffe, 
Einsatz chemischer Kampfstoffe) werden zu erwarten-
de Schadensbilder prognostiziert. Hierauf aufbauend 
werden konkrete Handlungsempfehlungen für den  
Bevölkerungsschutz entwickelt.
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3.2 Selbstschutz als  
Bildungsauftrag in Schule,  
Beruf und Gesellschaft
Risikokommunikation darf sich nicht auf die unmit-
telbare Ansprache der Bevölkerung durch staat-
liche Stellen – etwa über Ratgeber, Informations
kampagnen oder Webseiten  – beschränken. Ihre 
Wirksamkeit entfaltet sie vielmehr auch vermittels 
anderer gesellschaftlicher Teilsysteme wie dem 
Bildungssystem.24 Die nationale Resilienzstrategie  
fordert dementsprechend dazu auf „Katastrophen
risikomanagement und Selbstschutzinhalte in allen 
Bereichen der Bildung zu verankern – von der Kin-
dertagesstätte bis zur Erwachsenenbildung und 
Weiterbildung von Berufstätigen.“25

Bevölkerungsschutz an Schulen: Es liegt auf 
der Hand, dass die Grundlagen für persönliche 
Resilienz und Selbsthilfefähigkeit möglichst früh 
vermittelt werden müssen.26 Deshalb rückt die 
Schule als pädagogischer Ort für den Bevölke-
rungsschutz wieder verstärkt in den Fokus des 
politischen Interesses.27 Wer bereits in der Schule 
lernt, Warnsysteme zu verstehen, Risiken einzu
ordnen, Erste Hilfe zu leisten und in Notsituatio-
nen richtig zu handeln, kann in Krisensituationen 
sicherer reagieren. Darüber hinaus wirken Schüler 
als Multiplikatoren in ihre Familien hinein, da sie 
dieses Wissen an Eltern und Verwandte übertragen 
und somit auch die gesamtgesellschaftliche Vor-
sorge stärken. Schule schafft damit die Grundlage 
für eine resiliente Gesellschaft, deren Mitglieder 
im Fall von Krisen und Katastrophen handlungs
fähig bleiben.

Bislang ist der Bevölkerungsschutz im deutschen 
Schulsystem nur punktuell vorhanden. Relevante  
Inhalte erscheinen  – wenn überhaupt  – meist 
indirekt in Fächern wie Geographie oder Natur-
wissenschaften. Das Beispiel Baden-Württem-
berg zeigt, dass eine stärkere Integration möglich 
ist.28 Dort wurden Elemente des Katastrophen
schutzes, der Krisenvorsorge und des Verhaltens 
in Gefahrenlagen in schulische Bildungsange
bote aufgenommen. Jährlich wird für Schüler der 
6. Klassen ein Aktionstag durchgeführt, bei dem 
sie praktische Einblicke in den Katastrophen-
schutz erhalten. Die Umsetzung erfolgt gemein-
sam mit örtlichen Rettungsdiensten und Hilfs-
organisationen.29

Die Gründe für diese Leerstelle im Schulsystem sind 
vielfältig: Einerseits gibt es praktische Hürden wie 
den Mangel an entsprechend ausgebildeten Lehr-
kräften, die fehlende verbindliche Verankerung in 
Lehrplänen und eine unzureichende Zusammen-
arbeit mit Feuerwehren, Hilfsorganisationen und 
dem Technischen Hilfswerk.30 Andererseits beste-
hen teilweise auch grundsätzliche Einwände. So 
wird von Kritikern vorgebracht, dass die Auseinan-
dersetzung mit Krisen bei Kindern Ängste auslösen 
könnte. Dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass 
es wie bei anderen Themen auch wesentlich auf 
die Art und Weise der Vermittlung ankommt. Ins-
besondere vulnerable Gruppen wie Kinder können 
am meisten davon profitieren.31

Entsprechend der nationalen Resilienzstrategie 
sollten also Vorsorge und Verhaltensmöglichkei-
ten in Krisensituationen in der schulischen Bildung 
verankert werden. Gefordert ist dabei nicht nur 
eine verbindliche Integration dieser Themen in 
den Lehrplan, sondern auch eine praktische Ver-
ankerung im Schulalltag.32 Ziel ist es, Kinder und 
Jugendliche frühzeitig dazu zu befähigen, im Fall 
von Krisen handlungsfähig und selbstschutzfähig 
zu sein. Wichtig sind dabei mehrere Aspekte:

1.	 Altersgerechte und alltagsnahe Vermittlung 
von Selbstschutzinhalten: Anstatt Ängste zu 
verstärken, sollte die Kommunikation darauf 
ausgerichtet sein, Sicherheit zu geben, Orien-
tierung zu bieten und konkrete Lösungen und 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 

2.	 Verankerung von Selbstschutzinhalten im Lehr
plan: Selbstschutz und Krisenkompetenz soll-
ten nicht von Einzelinitiativen abhängen. Sie 
müssen verbindlich in Lehrplänen verankert 
werden  – fächerübergreifend und praxisnah. 
Geeignete Anknüpfungspunkte bestehen etwa 
in Sachkunde, Geographie, Biologie, Sozial
kunde, Ethik, Politik und Sport.

Die Grundlagen für  
persönliche Resilienz  
und Selbsthilfefähigkeit  
müssen möglichst früh  
vermittelt werden.
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3.	 Nutzung bestehender Ressourcen: Das BBK 
stellt bereits jetzt vielfältige Unterrichtsmate
rialien zum Thema Bevölkerungsschutz bereit. 
Dazu gehören Arbeitsblätter mit praxisnahen 
Bausteinen, die in den Klassenstufen 2 bis 6 
fächerübergreifend sowie im Rahmen von Pro-
jektwochen, etwa zu Erster Hilfe oder Brand-
schutz, eingesetzt werden können. Des Wei-
teren arbeitet das BBK gemeinsam mit dem 
Deutschen Feuerwehrverband (DFV) und der 
Vereinigung zur Förderung des Deutschen  
Brandschutzes (vfdb) an der Entwicklung praxis
orientierter Unterrichtseinheiten für die Klas-
senstufen 5 bis 10, die flexibel z. B. im Rahmen 
einer Vertretungsstunde eingesetzt werden 
können.33

4.	 Fachspezifisches Fortbildungsangebot für 
Lehrer: Lehrkräfte brauchen Sicherheit im Um-
gang mit Krisenthemen. Deshalb sollten Bund, 
Länder und Fachorganisationen gemeinsame 
Fortbildungsangebote ausbauen. Das BBK, der 
DFV und die vfdb informieren im Rahmen einer 
gemeinsamen Kooperation Lehrkräfte durch 
Fachvorträge und Austauschformate darüber, 
wie Kinder und Jugendliche altersgerecht, lö-
sungsorientiert und ohne Angstvermittlung 
auf Krisensituationen vorbereitet werden kön-
nen.34 Ziel ist es, Wissen zu vermitteln und zu-
gleich die Selbstwirksamkeit junger Menschen 
zu stärken.

5.	 Übungen und Informationstage an Schulen:  
Wissen wirkt dann besonders nachhaltig, wenn 
es praktisch erfahrbar wird. Schulen sollten 
daher regelmäßig Übungen, Projekttage und 
Informationsformate mit lokalen Einsatzkräf-
ten durchführen. Diese können dabei nicht nur 
Fachwissen vermitteln, sondern auch Vertrau-
en in die Strukturen des Bevölkerungsschutzes 
stärken.

Bevölkerungsschutz in der Erwachsenenbildung: 
Bildung endet nicht mit der Schule – das gilt auch 
für Bildung im Bevölkerungsschutz. Deswegen 
müssen auch Inhalte des Zivil- und Katastrophen-
schutzes als Bestandteil des lebenslangen Lernens 
verstanden werden. Die Erwachsenenbildung hat 
das Ziel, die Fähigkeiten zur Bewältigung indivi
dueller und gesellschaftlicher Krisen immer wieder  
zu erneuern und zu vertiefen, indem konkrete Kom-
petenzen für Selbstschutz vermittelt werden:35

Während die Inhalte bei Kindern und Jugendlichen 
einfache Hilfeleistungen sowie den Umgang mit 
Gefahren, Emotionen und Konflikten umfassen, 
stehen bei Erwachsenen komplexe Selbsthilfe-
kompetenzen, Notfallplanungen sowie das Anle-
gen eines Notvorrats im Vordergrund.36 Bildungs-
pläne, -maßnahmen und -angebote müssen dabei 
in jedem Lebensabschnitt bedarfs- und bedürfnis-
gerecht gestaltet werden.37

Die Wissensvermittlung an Erwachsene unter-
scheidet sich nicht nur inhaltlich von der an Kinder 
und Jugendliche, sondern auch hinsichtlich der 
Lernformen: Während bei Kindern und Jugend-
lichen die formale Bildung dominiert, gewinnen 
in der Erwachsenenbildung non-formale und in-
formelle Lernformen an Bedeutung. Erwachsene 
stehen meist nicht mehr in einem verpflichtenden 
Bildungssystem, sondern lernen aus konkretem 
Anlass, Interesse oder Bedarf.38

Ein zentraler Unterschied besteht allerdings zwi-
schen professionellen Kräften im Bevölkerungs-
schutz und der allgemeinen Bevölkerung: Während 

Bildungsformen
Formales Lernen findet in institutionalisierten Bildungs-
kontexten wie Schule, Ausbildung oder Studium statt. 

Non-formales Lernen umfasst organisierte Bildungs
angebote außerhalb des formalen Bildungssystems wie 
etwa Weiterbildungen oder Schulungen.

Informelles Lernen geschieht unorganisiert im Alltag, 
etwa über Medien, Gespräche im sozialen Umfeld oder 
eigene Erfahrungen.

Bildung endet nicht  
mit der Schule – das gilt 
auch für Bildung im  
Bevölkerungsschutz.
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im Bereich der Notfallvorsorge Einsatzkräfte ihre 
Kompetenzen in spezialisierten formalen und non-
formalen Bildungsangeboten erwerben, eignet sich 
ein Großteil der Bevölkerung das Wissen informell 
an.39 Eine nicht-repräsentative Befragung in einer 
rheinland-pfälzischen Kleinstadt zeigt, dass die 
Mehrheit der Befragten Informationen zur Notfall-
vorsorge vor allem über das Internet (87 %) sucht, 
daneben das private Umfeld (70 %) sowie öffent
liche Stellen (55 %) nutzt.40 Eine repräsentative 
bundesweite Befragung aus dem Jahr 2024 kommt 
zu dem Ergebnis, dass Informationen aus dem  
Internet von der Bevölkerung als besonders hilf-
reich eingeschätzt werden (55 %).41

Diese Befunde verdeutlichen: Selbstschutzbildung 
erreicht Erwachsene bislang vor allem über infor-
melle Kanäle. Gleichzeitig sind organisierte Wei-
terbildungsangebote für die Bevölkerung  – etwa 
durch Hilfsorganisationen, Volkshochschulen oder 
kommunale Einrichtungen  – bisher nur einge-
schränkt verfügbar und erreichen lediglich einen 
kleinen Teil der Bevölkerung.42 Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, Selbstschutz stärker in beste-
hende Strukturen der Erwachsenenbildung, der 
kommunalen Bildungsarbeit und der betrieblichen 
Weiterbildung zu integrieren.

Folgende Handlungsempfehlungen lassen sich aus 
der skizzierten Situation ableiten:

1.	 Selbstschutzbildung in Kommunen stärken: 
Anknüpfend an ihre gesetzlich verankerte Ver-
antwortung für Aufbau, Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes sollten Kommunen als zen-
trale Koordinatoren der Selbstschutzbildung 
gestärkt werden. Sie können Bildungsangebote 
vor Ort bündeln, lokale Akteure vernetzen so-
wie niedrigschwellige Informations- und Schu-

lungsangebote bereitstellen. Bund und Länder 
sollten Kommunen dabei durch praxistaugliche 
Materialien, Förderprogramme und standardi-
sierte Schulungskonzepte unterstützen.

2.	 Verankerung von Selbstschutz am Arbeits­
platz: Der Arbeitsplatz sollte im Kontext des 
Bevölkerungsschutzes als zentraler Lernort für 
Erwachsene stärker erkannt und genutzt wer-
den.43 Durch die systematische Verankerung 
von Selbstschutzinhalten in betriebliche Wei-
terbildungs- und Schulungsangebote können 
große Teile der Bevölkerung erreicht werden. 
Dazu zählen beispielsweise Schulungen zur 
Notfallvorsorge oder Verhalten bei Stromaus-
fällen. Unternehmen profitieren davon un-
mittelbar, da sie dadurch ihre eigene Resilienz 
stärken und Risiken reduzieren. 

3.	 Hilfsorganisationen als Befähiger der Bevöl­
kerung: Hilfsorganisationen verstehen sich 
traditionell stark als operative Helfer in Kri-
sen- und Schadenslagen. Zugleich sind sie nach 
dem ZSKG wichtige Partner der Kommunen bei 
der Förderung des Selbstschutzes. Diese Be-
fähigungsrolle sollte weiter gestärkt werden: 
durch zielgruppenspezifische Bildungsange-
bote, moderne Kommunikationsstrategien, 
digitale Lernformate und eine engere Zusam-
menarbeit mit Kommunen, Ländern und Bund. 
So können Hilfsorganisationen dazu beitragen, 
Selbstschutzwissen dauerhaft in der Erwachse-
nenbildung zu verankern.44

4.	 Aufbau strategischer Resilienztrainings für 
Entscheidungsträger: Internationale Beispiele, 
etwa aus Finnland, zeigen, dass gezielte Inten-
sivkurse für Führungskräfte einen wichtigen 
Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen Resilienz 
leisten können.45 Deutschland sollte vergleich-
bare praxisnahe Trainingsprogramme für Ent-
scheidungsträger aus dem gesamten Spektrum 
der Gesellschaft aufbauen. Diese Programme 
sollten Krisenszenarien, Führungsfähigkeit, 
Lagebewertung, Kommunikation, ressort-
übergreifende Zusammenarbeit und gesell-
schaftliche Resilienz behandeln. Bestehende 
Angebote, etwa an der Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik, sind primär sicherheitspoli-
tisch ausgerichtet und erreichen nur begrenzte 
Zielgruppen. Sie sollten daher um breiter an-
gelegte Formate ergänzt werden.46

Selbstschutz muss stärker  
in bestehende Strukturen  
der Erwachsenenbildung,  
der kommunalen Bildungs­
arbeit und der betrieb­
lichen Weiterbildung  
integriert werden.
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4. Fazit

G esellschaftliche Resilienz entsteht nicht 
allein durch staatliche Vorsorge. Vielmehr 

müssen staatliche und zivilgesellschaftliche Insti-
tutionen mit einer vorbereiteten und handlungs-
fähigen Bevölkerung zusammenwirken. Vor die-
sem Hintergrund ist der Selbstschutz als Ausdruck 
eines subsidiären Bevölkerungsschutzes zu ver-
stehen, der staatliche Hilfe ergänzt und professio-
nelle Strukturen im Krisenfall entlastet. Vorausset-
zung dafür ist, das doppelte Vertrauensdilemma 
zwischen Staat und Bevölkerung abzuschwächen:   
 

 

Der Staat muss Bürger stärker als Partner begrei-
fen, während Bürger ihre eigenen Handlungsmög-
lichkeiten realistischer einschätzen und nutzen 
müssen.
Dafür braucht es mehr als bloße Information und 
Appelle zur Eigenvorsorge. Selbstschutz muss durch 
vertrauensbildende Kommunikation, alltagsnahe 
Risikovermittlung und praxisorientierte Bildungs-
angebote dauerhaft in der Lebenswelt der Bürger 
verankert werden. Erst dann wird Selbstschutz zu 
einem Fundament gesellschaftlicher Resilienz.
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